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Die Europ�ische Kommission hat ein
Rechtsstaatsverfahren gegen Polen einge-
leitet und eine entprechende Warnung an
Rum�nien gerichtet.Worumgeht es?

Zun�chst geht es darum, ob dieseMitglied-
staatenden inArt. 2EUVvereinbartenVer-
fassungsgrundsatz der Rechtsstaatlichkeit
einhalten. Dazu geh�rt auch der Grundsatz
der Unabh�ngigkeit der Gerichte. Dessen
Einhaltung ist Voraussetzung f�r die Auf-
nahme in die Europ�ische Union. Besteht

die eindeutigeGefahr einer schwerwiegen-
den Verletzung dieses Wertes durch einen
Mitgliedstaat, sokanndiesderEurop�ische
Rat nach Art. 7 EUV einstimmig feststel-
len. Das Verfahren dient also der Pr�fung
der Frage, ob die Voraussetzungen derMit-
gliedschaft gef�hrdet sind. Das ganze Ver-
fahren spielt sich auf der Ebene der Mit-
gliedstaaten und der Organe der EU statt
undbetrifft diese inersterLinie.

Dies gilt nicht f�r das Merkmal „Nichtdis-
kriminierung“. Es gilt nat�rlich auch f�r
die genannte Ebene, aber es gilt auch f�r
dieBeziehungvonUnionsb�rgernundTr�-
gern der vier Grundfreiheiten zur EU. Der
Pr�sident des EuGH, Koen Lenaerts, hat
auf einer Veranstaltung auf Einladung der
Konrad-Adenauer-Stiftung am8. 11. 2018,
80 Jahre nach der „Reichsprogromnacht“,
in Berlin einige Beispiele genannt: die
F�lle Nikolova (Rs. C-83/14), Egenberger
(Rs. C-414/16) und IR/JQ (Rs. C-68/17)
(s. dazu Lenz, https://europa.ruw.de/ews-
standpunkte/standpunkte/Weniger-Rechts
schutz--weniger-Rechtsstaat-38239).

In allen diesen F�llen ging das Verfahren
vor dem EuGH nicht auf die Initiave euro-
p�ischer Stellen, sondern auf Beschluss ei-
nes Gerichts eines Mitgliedstaates zur�ck.

Es erweitert dessen Befugnisse. Das Ver-
fahren enth�lt auch eine Befugnis einer In-
stitution der EU – des EuGH – und f�rdert
die Verbreitung von Kenntnissen des
Unionsrechts.

Der bisherige Vize-
pr�sident des BVerfG,
Ferdinand Kirchhof,
kritisiert in einem In-
terview mit Jahn in
NJW-aktuell (H. 16
vom 11. 4. 2019,
S. 12f.) die Befugnis
„unterinstanzlicher“
Gerichte zur Anfrage
beim EuGH und
„w�rde auch eine �n-
derung des Vorlage-
verfahrens, beispielweise einen Einbezug
der nationalen Verfassungsgerichte, in Er-
w�gung ziehen.“ Das ist dahin verstanden
worden, „deutsche Gerichte (sollten) den
EuGH nur noch mit Zustimmung des
BVerfG anrufen k�nnen (Jahn, rsw.beck.-
de/aktuell/meldung).

Das w�rde eine Einschr�nkung der Befug-
nis deutscher Gerichte bedeuten, direkt in
Kontakt mit dem EuGH zu treten, sowie
der Befugnis von Rechtsuchenden vor
deutschen Gerichten und ihrer Anw�lte,
ihre Sache selbst vor dem EuGH zu vertre-
ten. Es w�rde die M�glichkeiten des
EuGH, mit den Gerichten der Mitglied-
staaten in Kontakt zu kommen, einschr�n-
ken und so die Distanz zwischen B�rgern
undOrganen der EU vermindern – eine Di-
stanz, die Kirchhof behauptet und beklagt.
Die Vorlagefreudigkeit deutscher Gerichte
spricht indes gegen die von Kirchhof be-
hauptete Distanz. 2018 gab es 78 Vorlagen
deutscherGerichte.

Das Fazit ist: Die Befugnisse des BVerfG
w�rden wachsen, die aller anderen Betei-
ligten aber vermindert. Das BVerfG sollte
die Befugnisse anderer sch�tzen und nicht
die eigenen aufKosten anderer ausweiten.

Aber vielleicht ist ja alles ein Mißver-
st�ndnis. In einem Interview mit LTO
(Podolski, 11. 4. 2019) hat Kirchhof ge-
sagt, es sei ausreichend, wenn nicht mehr
jeder Richter, sondern nur jeweils die
obersten Gerichte der Mitgliedstaaten
den EuGH anrufen k�nnten. Sollte es um

die Nichtanwendung von nationalen
Rechtsvorschriften gehen, die von einem
Parlament beschlossen worden sind, soll-
ten statt der Obersten Gerichte die Vefas-
sungsgerichte eingeschaltet werden. Das
aktuelle System „beg�nstige die Umgeh-
ung der nachfolgenden Instanzen und
tendiere zur Zersplitterung der Recht-
sprechung“. Dazu ist zu bemerken, dass
seit 1. 1. 2018 das Justizielle Netzwerk
(JNEU) der Europ�ischen Union besteht.
Die in allen Sprachen der Union verf�g-
bare Plattform wurde bereitgestellt, um
die Arbeiten der europ�ischen und natio-
nalen Richter im Rahmen ihrer Aufgaben
zu b�ndeln (siehe Jahres�berblick des
EuGH, 2018, S. 58).

Dieser Vorschlag w�r-
de den Vorwurf des
Strebens nach mehr
Macht ein wenig ent-
kr�ften, �ndert aber
nichts an der Zentrali-
sierung der Vorlage-
entscheidungen, der
Einschr�nkunng der
Handlungsm�glichkei-
ten der Rechtsuchen-
den und dem Kompe-

tenzverlust der Instanzgerichte, die bis-
her auch wichtige Grundsatzfragen dem
EuGH vorgelegt haben (z.B. Costa/
ENEL 6/64 auf Vorlage des Friedensge-
richts Mailand). Außerdem verteuert die
notwendige Ersch�pfung des Rechtswegs
das Verfahren. Manchmal endet der
Rechtsweg auch vor Erreichung der
Obersten Bundesgerichte. Auch diese
Modifizierung �ndert also nichts daran,
dass die Befugnisse der Instanzgerichte
(und die M�glichkeiten der dort t�tigen
Rechtsanw�lte) geschm�lert und die
M�glichkeit des EuGH, sich mit den
Problemen der Instanzgerichte zu befas-
sen, abgeschafft w�rden. Außerdem w�r-
de eine solche �nderung dem gerade von
Deutschland immer wieder betonten
Grundsatz widersprechen, dass Entschei-
dungen m�glichst b�rgernah getroffen
werden sollen.

Die B�rger sind Akteure des Integrations-
projekts. Die nationalen Gerichte sind das
Unionsrecht anwendendeGerichte.

Die Beschr�nkung ihrer Handlungsm�g-
lichkeiten w�re eine wesentliche �nde-
rung des Rechtsschutzsystems des AEUV.
Mit Recht wird in der LTO darauf hinge-
wiesen, dass die genannten Vorschl�ge
eine �nderung des Lissabon-Vertrages er-
forderten. Dazu wird es hoffentlich nicht
kommen.
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